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Antrag zu? – Das sind die Fraktionen von SPD, Grü-
nen, CDU und FDP. Wer stimmt dagegen? – Nie-
mand. Wer enthält sich? – Das ist die Fraktion der 
AfD. Somit ist dieser Antrag Drucksache 18/7769 
angenommen. 

Wir kommen zu: 

17 Viertes Gesetz zur Änderung des Heilberufs-
gesetzes 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung 
Drucksache 18/5940 

Beschlussempfehlung 
des Ausschusses 
für Arbeit, Gesundheit und Soziales 
Drucksache 18/7779 

zweite Lesung 

Alle fünf im Landtag vertretenen Fraktionen haben 
sich zwischenzeitlich darauf verständigt, dass die 
Reden zu diesem Tagesordnungspunkt zu Protokoll 
gegeben werden sollen (siehe Anlage 1). 

Wir kommen daher unmittelbar zur Abstimmung. Der 
Ausschuss für Arbeit, Gesundheit und Soziales emp-
fiehlt in Drucksache 18/7779, den Gesetzentwurf 
Drucksache 18/5940 mit den in seiner Beschluss-
empfehlung näher bezeichneten Änderungen anzu-
nehmen. Wir kommen somit zur Abstimmung über die 
Beschlussempfehlung Drucksache 18/7779 und nicht 
über den Gesetzentwurf selbst. Wer stimmt zu? – Das 
sind die Fraktionen von SPD, Grünen, CDU, FDP 
und AfD. Stimmt jemand dagegen? – Das ist nicht 
der Fall. Enthält sich jemand? – Das ist auch nicht 
der Fall. Somit ist dieser Gesetzentwurf Drucksa-
che 18/5940 beschlossen. 

Wir kommen zu: 

18 Gesetz zur Änderung des Landesmedienge-
setzes Nordrhein-Westfalen und des Gesetzes 
über den Westdeutschen Rundfunk Köln 
(21. Rundfunkänderungsgesetz) 

Gesetzentwurf 
der Fraktion der CDU und 
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
Drucksache 18/6847 

Beschlussempfehlung 
des Ausschusses 
für Kultur und Medien 
Drucksache 18/7416 – Neudruck 

zweite Lesung 

Ich eröffne die Aussprache. Für die CDU-Fraktion ist 
bereits die Kollegin Andrea Stullich auf dem Weg. 
Bitte schön. 

Andrea Stullich (CDU): Sehr geehrter Herr Präsi-
dent! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Der Gesetz-
entwurf von CDU und Grünen, den wir heute in zwei-
ter Lesung beraten, ist im Medienausschuss am 
7. Dezember unverändert und einstimmig angenom-
men worden. 

Das ist gut und richtig so. Denn es geht im Kern da-
rum, unsere Landesanstalt für Medien für ihre vielfäl-
tigen Aufgaben finanziell besser auszustatten. Bei-
spielsweise fördert die LfM Prozesse, mit denen lo-
kale und regionale Medien auch im digitalen Zeitalter 
möglichst viele Menschen erreichen wollen. Unser 
Gesetzentwurf verändert den sogenannten Vorweg-
abzug, um den Finanzierungsanteil der LfM über den 
Rundfunkbeitrag zu erhöhen. So können wir der Lan-
desanstalt mehr Mittel zur Verfügung stellen. Ihre 
Einnahmen steigen damit ab 2025 um 1,6 Millionen 
Euro. 

Das ist eine gute Nachricht. Ziel ist es, dass die Men-
schen in Nordrhein-Westfalen auch digital möglichst 
flächendeckend und professionell mit lokalen und re-
gionalen Informationen versorgt werden. Entspre-
chende Projekte sollen aber nicht dauersubventio-
niert werden. Es geht vielmehr um eine befristete Un-
terstützung durch die LfM, die stufenweise verringert 
werden soll. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, die Medienhäuser 
in Nordrhein-Westfalen wollen unabhängigen, pro-
fessionellen Lokaljournalismus zukunftsfähig aufstel-
len. Sie müssen sich anstrengen, um dafür neue Ver-
breitungswege nutzbar zu machen und digitale Ge-
schäftsmodelle zu entwickeln. Denn echte Vielfalt, si-
chere Arbeitsplätze und journalistische Unabhängig-
keit kann es nicht ohne wirtschaftliche Tragfähigkeit 
geben. Das gilt auch und gerade für den Lokalfunk in 
NRW, dessen Reformprozess kurz vor dem Ab-
schluss von einigen Stationen aus unterschiedlichen 
Gründen leider noch blockiert wird. 

In der Anhörung, die wir zu diesem Prozess im letz-
ten Monat im Landtag hatten, ist immer wieder und 
von unterschiedlichen Seiten deutlich auf die schwie-
rige wirtschaftliche Situation des Lokalfunks hinge-
wiesen worden. 

Es ist allerdings auch wieder deutlich geworden, 
dass der größte Hebel zum Wandel innerhalb des 
Systems selbst liegt. Die lokalen Anbieter sind gefor-
dert, einen solidarischen Reformansatz zu unterstüt-
zen und umzusetzen. Ziel ist es, einen Audioverbund 
mit hoher lokaler Identität zukunftsfähig aufzustellen, 
den Solidargedanken zu stärken und Vielfalt zu sta-
bilisieren. 
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Anlage 1 

Zu TOP 17 – „Viertes Gesetz zur Änderung des 
Heilberufsgesetzes“ – zu Protokoll gegebene Re-
den  

Karl-Josef Laumann, Minister für Arbeit, Gesund-
heit und Soziales:  

Mit dem vorliegenden Gesetzesentwurf soll das 
Heilberufsgesetz novelliert werden.  

Ich bin sehr froh darüber, dass die Regelungen 
zur Berufsausübung umfassend überarbeitet 
wurden. Mit den Änderungen sollen der Schutz 
der Patientinnen und Patienten gestärkt, die Frei-
beruflichkeit der Heilberufe verbessert und die 
zunehmende Kommerzialisierung der Heilberufe 
eingeschränkt werden.  

Ich halte es für sehr wichtig, dass es nun auch 
eine Rechtsgrundlage gibt, durch die jetzt neben 
Ärztinnen und Ärzten auch Zahnärztinnen und 
Zahnärzte die Möglichkeit eines interkollegialen 
Austausches bei dem Verdacht auf Kindeswohl-
gefährdung haben. Zudem wurde eine Rechts-
grundlage für die Sicherstellung eines tierärztli-
chen Notdiensts durch die Tierärztekammern ge-
schaffen. 

Insbesondere in folgenden Punkten soll das Heil-
berufsgesetz geändert werden: 

– Durch die Änderung und Ergänzung der § 6 
Absatz 1 Satz 1 Nummer 3, § 30 Nummer 2, 
§ 31 Absatz 2a und § 41 Absatz 3 wird eine 
Rechtsgrundlage für die Etablierung eines 
tierärztlichen Notdienstes geschaffen. 

– Mit der Streichung des § 12 Absatz 1 Buch-
stabe a) wird die Entscheidung des Bundes-
verfassungsgerichts zum Wahlrecht unter Be-
treuung stehender Personen umgesetzt. Das 
Bundesverfassungsgericht hat das Wahlrecht 
dieses Personenkreises festgestellt. Das Ver-
bot der Benachteiligung wegen einer Behinde-
rung ist mit Artikel 38 Absatz 1 und Absatz 3 
Satz 2 Grundgesetz unvereinbar. 

– § 16 Absatz 1 Satz 1 wird geändert, um die 
formellen Anforderungen an die Abgabe von 
Erklärungen bei Wahlen zur Kammerver-
sammlung auch bei der Unterzeichnung von 
Wahlvorschlägen auf elektronischem Weg si-
cherzustellen und dadurch Wahlanfechtun-
gen zu vermeiden. 

– Mit der Änderung des § 29 soll aus Gründen 
des Schutzes der Patientinnen und Patienten 
die zunehmende Kommerzialisierung der ap-
probierten Heilberufe eingeschränkt werden. 
Die Ausübung von patientenbezogener ärztli-
cher, zahnärztlicher und psychotherapeutischer 
Tätigkeit in gewerblicher Form ist nach dem Ge-
setzentwurf unzulässig. Bei gewerblichen Ein-

richtungen steht häufig nicht das Patienten-
wohl, sondern die Gewinnmaximierungsab-
sicht an erster Stelle. Aus unserer Sicht muss 
jedoch das Wohl der Patientinnen und Patien-
ten an oberster Stelle stehen. Der Gesetzent-
wurf leistet mit der Neuregelung des § 29 
hierzu einen wichtigen Beitrag. 

– Mit der Änderung des § 39 Absatz 2 wird ein 
Urteil des Bundesverwaltungsgerichts umge-
setzt. Es ist nun sichergestellt, dass für alle 
Prüfungskandidatinnen und Prüfungskandi-
daten gleiche Prüfungsbedingungen gelten. 

– Die Änderung des § 120 dient der Bestim-
mung der Zuständigkeit für Prüf- und Aner-
kennungsverfahren bei den Pflegeberufen. 

Lassen Sie mich noch etwas zur Pflegkammer 
sagen. In dem Gesetzentwurf sind Übergangsre-
gelungen für die Weiterbildung vorgesehen. Die 
Pflegekammer ist seit dem 1. Januar 2024 grund-
sätzlich für die Weiterbildung ihrer Pflichtmitglie-
der zuständig. 

Sie hat bereits am 24. Oktober 2023 ihre eigene 
Weiterbildungsordnung verabschiedet. Diese hat 
wegen ihrer hohen Fachlichkeit und Praxisrele-
vanz viel Lob erhalten. Das war nur mit einer 
enormen Kraftanstrengung der ehrenamtlich täti-
gen Pflegefachpersonen zu schaffen. 

Dass über den Änderungsantrag nun die Freistel-
lung der Mitglieder der Kammerversammlung zur 
Ausübung ihres Mandats geregelt wird, freut mich 
daher außerordentlich! 

Die Arbeitsgemeinschaft der Heilberufskammern 
des Landes Nordrhein-Westfalen ist im Vorfeld in 
die beabsichtigte Gesetzesänderung eingebun-
den worden.  

Des Weiteren wurde zur beabsichtigten Geset-
zesänderung eine Sachverständigenanhörung 
durchgeführt. Der Gesetzesentwurf wurde von 
den Sachverständigen vollumfänglich begrüßt. 

Sowohl dem Gesetzentwurf als auch dem Ände-
rungsantrag zur Freistellung der Mitglieder der 
Kammerversammlung zur Ausübung ihres Man-
dats wurde im Ausschuss für Arbeit, Gesundheit 
und Soziales einstimmig zugestimmt. 

Marco Schmitz (CDU):  

Der hier eingebrachte Entwurf zur Änderung des 
Heilberufsgesetzes stellt dringend notwendige 
Reformen vor. Mit der Verabschiedung des Ge-
setzentwurfs wird das HeilBerG zukünftig mit der 
Rechtsprechung des Bundesverfassungsge-
richts bzw. des Bundesverwaltungsgerichts in 
Einklang gebracht. Die bisherigen Regelungen in 
§ 12 HeilBerG bedürfen einer Anpassung, um die 
Benachteiligung des betroffenen Personenkrei-
ses aufzuheben.  
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Außerdem muss der seit einigen Jahren im Ge-
sundheitswesen festzustellende Trend zur „Ver-
gewerblichung“ im Sinne der Patientinnen und 
Patienten aufgehalten werden. Diese Entwick-
lung birgt die Gefahr, dass gewerbliche Investiti-
onen weniger am Wohl der Menschen ausgerich-
tet sind, sondern vielmehr das Ziel der Gewinn-
maximierung in den Fokus stellen. Daher bedarf 
auch § 29 HeilBerG einer Überarbeitung. Die Än-
derungen umfassen die Themenbereiche der 
ärztlichen, psychotherapeutischen, zahnärztli-
chen und tierärztlichen Tätigkeiten. Weiterhin 
werden die §§ 16 und 32 HeilBerG ergänzt und 
angepasst.  

Die Änderungen des § 120 sind aus verwaltungs-
ökonomischen und rechtlichen Gründen sinnvoll, 
um die Prüfungen in den Pflegeberufen von der 
Pflegekammer ab dem 01. Januar 2024 durch-
führen zu können. Diese Sicht teilen die Heilbe-
rufskammern in NRW vollumfänglich.  

Bewusst wurde interfraktionell der Bedarf gese-
hen, dass die Freistellung der Mitglieder der Pfle-
gekammer geregelt wird. Mit der Ergänzung des 
§ 115a „Freistellung für die Mitglieder der Pflege-
kammer“ ist dieser Sachverhalt nun geregelt wor-
den. Gleichzeitig ist eine Evaluation in fünf Jahren 
vorgesehen. 

Der hier vorgelegte Gesetzentwurf berücksichtigt 
dringend notwendig gewordene Anpassungen, 
und ich bitte um Ihre Zustimmung. 

Mehrdad Mostofizadeh (GRÜNE):  

Im Heilberufsgesetz wurden einige Anpassungen 
vorgenommen. So hat die Konkretisierung der 
Regelungen für die Berufsausübung in den Heil-
berufen das Ziel, besser gegen die zunehmende 
Kommerzialisierung bei den Heilberufen vorge-
hen zu können. 

Zum Schutz der Patientinnen und Patienten wird 
im vorliegenden Gesetzentwurf betont, dass die 
patientenbezogene ärztliche, psychotherapeuti-
sche, zahnärztliche und tierärztliche Tätigkeit 
nicht in gewerblicher Form erfolgen darf. Die nicht 
patientenbezogene Tätigkeit, zum Beispiel in 
Verbänden, Pharmaunternehmen etc. ist davon 
ausgenommen. Die Anforderungen zur Praxis-
führung in der Rechtsform einer juristischen Per-
son des Privatrechts werden nun konkretisiert. 

Nach der ersten Lesung im Plenum und Beratung 
im Ausschuss im letzten Jahr im September 
folgte eine öffentliche Anhörung im Dezember 
letzten Jahres. Dort haben die Sachverständigen 
den geplanten Regelungen zugestimmt und um 
eine zügige Verabschiedung des Gesetzes gebe-
ten.  

Die Pflegekammer hat in der Anhörung vorgetra-
gen, eine Freistellungsregelung für die Mitglieder 

der Kammer zu benötigen. Deshalb freut es mich 
außerordentlich, dass wir diese mit einem Ände-
rungsantrag umsetzen konnten. Wir bedanken 
uns bei CDU, SPD und FDP, die hier an einer ein-
vernehmlichen Lösung mitgewirkt haben. 

Somit bleibt mir auch nur noch, im Namen der 
Fraktion meine Zustimmung zum vorliegenden 
Gesetzentwurf in der durch die Beschlussemp-
fehlung des Ausschusses geänderten Fassung 
auszusprechen. 

Susanne Schneider (FDP):  

Der Kern des vorliegenden Gesetzentwurfes ist 
die Überarbeitung von § 29. Damit soll eine „Ver-
gewerblichung“ der Berufsausübung der Heilbe-
rufe eingeschränkt werden und die Ausübung pa-
tientenbezogener Tätigkeiten konkretisiert wer-
den. In der durchgeführten Anhörung wurde dazu 
ausführlich beraten und diskutiert. 

Die Sachverständigen haben aufgezeigt, dass 
mit der vorgesehenen gesetzlichen Regelung in 
§ 29 die bisher alleine von den Kammern definier-
ten Voraussetzungen zum Ausschluss einer ge-
winnorientierten Ausrichtung auf eine klare 
Grundlage gestellt werden. Nötig geworden war 
dies durch das Urteil des Oberverwaltungsge-
richts NRW vom 20.03.2023. Die Oberverwal-
tungsrichter hielten die bisher geltenden Rege-
lungen der Kammern nicht für hinreichend verfas-
sungsrechtlich legitimiert. Bisher haben Sat-
zungsregelungen der Kammern eine weitere 
Kommerzialisierung der Gesundheitsversorgung 
ausgeschlossen. Nach dem OVG-Urteil benötigt 
dieser Eingriff in die Berufsausübung eine ge-
setzliche Grundlage, die jetzt mit dem Gesetzent-
wurf geschaffen werden soll. 

Der von unserer Fraktion benannte Sachverstän-
dige Professor Dr. Gregor Thüsing hat es als „ein 
salomonisches Urteil“ bezeichnet, dass wesent-
lich prägende Vorschriften über die Ausübung 
des Berufs in den Grundzügen vom Gesetzgeber 
selbst vorgenommen werden, es aber der Sat-
zungsautonomie der Kammern überlassen bleibt, 
deren Voraussetzungen konkret auszugestalten. 
Aus Sicht der Ärzteschaft soll zwar eine Führung 
von Praxen und Medizinische Versorgungszen-
tren (MVZ) in Form einer juristischen Person des 
Privatrechts möglich sein, aber an Voraussetzun-
gen geknüpft werden. 

Die konkrete Ausgestaltung der Voraussetzun-
gen wird durch die Gesetzesänderung selber 
nicht verändert, sondern bleibt in der Satzungs-
hoheit der Kammern. Als Freie Demokraten set-
zen wir uns in diesem Zusammenhang für eine 
Stärkung der Freiberuflichkeit, für eine weisungs-
freie Tätigkeit von Ärztinnen und Ärzten sowie für 
faire Wettbewerbsbedingungen ein. 
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Die demokratischen Fraktionen haben im Fach-
ausschuss zudem die Forderung der Pflegekam-
mer NRW, eine isolierte Freistellungsregelung 
von der Arbeitspflicht während der Tätigkeit in 
den gewählten Organen der Pflegekammer im 
Heilberufsgesetz aufzunehmen, aufgegriffen. 
Diese Regelung ist für die Beschäftigten in der 
Pflege notwendig. Mit dem fraktionsübergreifen-
den Änderungsantrag wurde dies in den Gesetz-
entwurf aufgenommen. 

Eine berufsübergreifende Regelung zur Freistel-
lung von Kammerversammlungsmitgliedern wird 
hingegen von den unterschiedlichen Heilberufen 
kontrovers bewertet und wäre daher langfristig in-
nerhalb der Heilberufe zu diskutieren. 

Weitere Änderungen des Gesetzentwurfes sind 
hingegen unstrittig und dienen der Klarstellung. 
Sie betreffen das Wahlrecht, einen tierärztlichen 
Notfalldienst und die Erweiterung des interkolle-
gialen Austauschs bei Verdacht auf Kindeswohl-
gefährdung auf Zahnärzte. Die FDP-Landtags-
fraktion NRW stimmt dem Gesetzentwurf zu. 

Dr. Martin Vincentz (AfD):  

Unabhängig von den Regelungen, die die Pflege-
kammer betreffen, welche ich hier bewusst aus-
klammern möchte vor dem Hintergrund, wie wir 
uns in dieser Causa positionieren, sind es sinn-
volle und notwenige Anpassungen an das Bun-
desrecht einerseits und zeitgemäße Anpassun-
gen andererseits. 

Neben dem Verbot der gewerbsmäßigen Aus-
übung patientenbezogener ärztlicher Tätigkeiten 
vor dem Hintergrund der zunehmenden Kommer-
zialisierung und Vergewerblichung im Gesund-
heitswesen steht der Schutz der Patienten im 
Vordergrund. Ebenfalls wird der Kinder- und Ju-
gendschutz gestärkt. Durch den Gesetzentwurf 
erhalten nun auch Zahnärzte diese Befugnis zum 
interkollegialen Austausch, wenn sich der Ver-
dacht ergibt, dass Kinder und Jugendliche Opfer 
von physischer, psychischer oder sexualisierter 
Gewalt oder Vernachlässigung sind. Leider ha-
ben uns aktuelle Ereignisse – mit denen sich 
auch der Landtag immer wieder beschäftigt – vor 
Augen geführt, wie wichtig hier die interkollegiale 
Zusammenarbeit ist. 

Auch hat die öffentliche Anhörung verdeutlicht, 
wie wichtig eine Änderung und Anpassung des 
Heilberufsgesetzes ist, sodass diese unsere volle 
Unterstützung erhält. 
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